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An den 
Herrn Vorsitzenden des Nationalrates 

A~~·.'t lAB 

1988 -04- 22 

zu Ab' 1- IJ 

Parlament 
1017 Wien 

Die Abgeordneten 

25. Februar 1988 

Dr. GUGERBAUER 

unter der Zl. 

und Dr. HAIDER haben am 

1667/J-NR/88 an mich eine 

schriftliche Anfrage betreffend Äußerungen des EG-Außen

kommissärs, De CLERQ, zur "vollen Teilnahme am Europäischen 

Binnemarkt" gerichtet, welche folgenden Wortlaut hat: 

"1. Werden Sie dafUr eintreten, daß Österreich einen Antrag 

auf Beitritt zur HG so bald als mHglich stellt? 

2. Wenn nein, warum nicht? 

3. Sind Sie fUr eine Volksabstimmung bezUglieh der Frage, 
ob Österreich cfer EG beitreten sollte oder nicht?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 

Zu Frage 1: 
Mein Bestreben ist es, in dieser Frage mHglichst bald einen 
Beschluß der Bundesregierung herbei zufUhren. Basierend auf 
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dem Programm der FG 
Binnemarktes streht die 
"global approach" die 

reichs an der Substanz 

päischen Binnemarktes an. 

zur vollen Verwirklichung des 
Bundesregierung derzeit jn einem 

umfassende, volle Teilnahme Öster

des im Entstehen begriffenen F.uro-

Auf jeden Fall werden sich die Integrationspolitik der 

Bundesregierung und die angewandten Methoden jeweils a.ri der 

Wei terentwicklung der außenpol i tischen Rahmenbedingungen in 

Europa, den wirtschaftlichen Gegebenheiten und BedÜrfnissen, 

sowie insbesonders auch den Ergebnissen zu orientieren 

haben, die im Zuge der 1 auf enden In teg ra ti onsbemUhungen er
zielt werden können. In diesem Zusammenhang hat die 

Bundesregierung durch Ministerratsheschltlß vOm 1.Dezember 

1987 die Option eines EG-Beitritts unter Bedachtnahme der 

Erfordernisse der immerwährenden Neutralität fUr die Zukunft 

nicht ausgeschlossen. 

Zu Frage 2: 

siehe Frage 1 

Zu Frage 3: 

Das österreichische 
bestimmter Sachverhalte 
Volksabstimmung vor. 
ausschließlich nach 

B-VG sieht nur 
die Möglichkeit 

hinsichtlich 
der Abhaltung 

ganz 

einer 
Demnach ist eine Volksabstimmung 

Beendigung der Willensbildungdes 
Nationalrates, nämlich über einen bereits erfolgten 

vor g e s ehe n (Ar t . 4 3 und " 4 , 

DurchfUhrung einer solchen 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
Abs. 3 B-VG). Die Frage der 

Volksabstimmung ist daher derzeit nicht aktuell. 
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